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601 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über die Festlegung
von Warenkontingenten in der Ausfuhr von

Käse

Auf Grund des § 13 des Außenhandelsgesetzes
1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 377/1988 wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten verordnet:

§ 1. (1) Für die Ausfuhr der in der Anlage zu
dieser Verordnung genannten Waren mit Ur-
sprungsland Österreich und Handels- und Bestim-
mungsland EG (ausgenommen Spanien und Portu-
gal) werden für die Zeit vom 1. Jänner 1992 bis
31. Dezember 1992 entsprechend der Anlage
mengenmäßige Ausfuhrkontingente festgelegt. Im
Rahmen dieser Kontingente werden Ausfuhrbewil-
ligungen nach Maßgabe der nachstehenden Bestim-
mungen erteilt, wobei jeder Antrag nur ein
Kontingent betreffen darf.

(2) Die Verteilung der Kontingente erfolgt nach
den Bewilligungsgrundsätzen des Außenhandelsge-
setzes 1984. Die Kontingente werden auf der
Grundlage aller nach dem 1. Dezember 1991
eingelangten und am 10. Dezember 1991 vorliegen-
den Anträge, soweit diese ordnungsgemäß und
vollständig sind, verteilt. Liegen mehrere Anträge
eines Antragstellers vor, welche dasselbe Kontingent
betreffen, gelten sie für die Verteilung als ein
Antrag.

§ 2. Über Antrag sind Ausfuhrbewilligungen für
jeweils .95 vH der Kontingente Antragstellern, die in

der Zeit vom 1. Jänner 1988 bis 31. Dezember 1990
nachweislich Ausfuhren der in der Anlage genann-
ten Waren getätigt haben, zu erteilen. Als Ausfuhren
im Sinne dieser Bestimmung gelten nur solche, die
im Rahmen des Abkommens zwischen der Republik
Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft über eine gemeinsame Disziplin betref-
fend den gegenseitigen Handel mit Käse, BGBl.
Nr. 563/1987, in der Fassung BGBl. Nr. 436/,1989
durchgeführt wurden. Als Nachweis der Ausfuhr
gelten die zollamtlichen Abschreibungen auf den für
den Vorbezugszeitraum ausgestellten außenhan-
delsrechtlichen Ausfuhrbewilligungen. Der Kontin-
gentanteil eines Antragstellers ist mit jenem
Prozentsatz festzusetzen, der sich aus seinem Anteil
an der Gesamtausfuhr im Zeitraum 1. Jänner 1988
bis 31. Dezember 1990 ergibt. Anträge, deren
Menge unter dem so errechneten Firmenanteil liegt,
werden voll befriedigt.

§ 3. (1) Jeweils 5 vH der Kontingente werden an
jene Antragsteller verteilt, die in der Zeit vom
1. Jänner 1988 bis 31. Dezember 1990 keine der in
§ 2 Abs. 2 erwähnten Ausfuhren getätigt haben.

(2) Übersteigt die in den Anträgen nach Abs. 1
enthaltene Gesamtmenge die Höhe des jeweiligen
Kontingentes, ist dieses Kontingent durch die Zahl
der Anträge zu dividieren. Sodann sind jene
Anträge, deren Wert den sich nach dem ersten Satz
ergebenden Quotienten nicht überschreitet, in voller
Höhe zu befriedigen. Der verbleibende Rest dieses
Kontingentes ist neuerlich durch die Zahl der
verbleibenden Anträge zu dividieren und Anträge,
die in dem sich so ergebenden Quotienten Deckung
finden, sind zu befriedigen. Überschreiten schließ-
lich sämtliche Anträge den Quotienten, so ist der
Rest des Kontingentes auf sämtliche Anträge in
gleicher Höhe aufzuteilen.
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§ 4. (1) Die Ausfuhrbewilligungen werden vorerst
mit einer Laufzeit vom 1. Jänner bis 30. September
1992 für 70 vH der nach den §§ 2 und 3 errechneten
Firmenkontingente erteilt. Die Bewilligungen für
die restlichen 30 vH mit einer Laufzeit von
1. Oktober bis 31. Dezember 1992 werden über
Antrag erst dann ausgestellt, wenn der Antragsteller
sämtliche, ihm für den Zeitraum 1. Jänner bis
30. September ausgestellten Ausfuhrbewilligungen
dem Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft nachweisbar zurückgesendet hat und diese
dort eingelangt sind. Die Einreichungsfrist beginnt
mit 1. September 1992.

(2) Firmenkontingente, die bis 30. September
1992 nicht ausgenutzt sind, verfallen, wenn die nicht
ausgenützte Menge 2% der jeweils bewilligten
Menge oder 21 Tonnen übersteigt und werden nach
den Bestimmungen des § 5 Abs. 1 auf jene
Antragsteller aufgeteilt, welche die bewilligten
Mengen voll im Sinne dieser Bestimmung ausge-
nützt haben.

§ 5. (1) Ist ein Kontingent auf Grund der
erstmaligen Verteilung nach den §§ 2 und 3 nicht
erschöpft, werden nach dem 1. Jänner 1992
einlangende Anträge ohne Rücksicht darauf, ob der
Antragsteller in der Zeit vom 1. Jänner 1988 bis
31. Dezember 1990 Ausfuhren getätigt hat oder

nicht, nach Maßgabe des Datums ihres Einlangens
berücksichtigt, bis das Kontingent erschöpft ist.
Liegen mehrere Anträge vor, die am gleichen Tag
eingelangt sind und die zusammen den noch nicht
zugeteilten Rest des Kontingentes übersteigen, ist
dieser Rest nach Maßgabe der Bestimmungen des
§ 3 Abs. 2 auf die Antragsteller aufzuteilen.

(2) Bewilligungen auf Grund dieser Verordnung
sind nach Ausnützung unverzüglich dem Bundesmi-
nisterium für Land- und Forstwirtschaft zu
übermitteln. Wird auf Grund vor Ablauf der
Geltungsdauer rückgelegter Bewilligungen festge-
stellt, daß diese ganz oder teilweise nicht ausgenützt
wurden, ist die nicht ausgenützte Menge dem
betreffenden Kontingent zuzuweisen und nach
Maßgabe des Abs. 1 zur Verteilung zu bringen.

(3) Jeweils zum 31. März 1992 und 30. Juni 1992
sind die bis zu diesem Zeitpunkt exportierten und
auf den Bewilligungen abgeschriebenen Mengen
binnen einer Woche dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft schriftlich zu melden.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember 1991
in Kraft und mit 31. Dezember 1992 außer Kraft.

Feldgrill-Zankel

Anlage
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602. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Fest-
legung der Globalquoten für das Jahr 1992 im

Bereich der Schrottlenkung

Auf Grund des § 7 des Schrottlenkungsgesetzes
1985, BGBl. Nr. 428, zuletzt geändert durch
Bundesgesetz BGBl. Nr. 167/1991, wird verordnet:

§ 1. Der im Inland anfallende unlegierte Eisen-
schrott wird im Jahre 1992 zwischen der Gruppe der
Unternehmen, die Eisen oder Stahl erzeugen, und
der Gruppe der Unternehmen der Gießereiindustrie
mit einem Jahreszukaufsbedarf über 2000 t im
Verhältnis von 85,9 zu 14,1 aufgeteilt.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1992 in
Kraft.

Schüssel

603. Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr, mit der die
Schiffahrtsanlagenverordnung, BGBl.

Nr. 334/1991, geändert wird

Auf Grund der §§57 bis 59, 66 und 69 des
Schiffahrtsgesetzes 1990, BGBl. Nr. 87/1989, wird
verordnet:

Artikel I

Dem § 56 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Das Verbot des Abs. 1 gilt nicht für sonstige
Anlagen gemäß § 65 des Schiffahrtsgesetzes 1990,
die Zwecken des Sportes dienen und durch die auf
Grund ihrer geringen Abmessungen und ihrer
Ausgestaltung Fahrzeuge der gewerbsmäßigen
Schiffahrt nicht gezwungen werden, ihren Kurs
oder ihre Geschwindigkeit zu ändern."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit dem auf ihre
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Streicher

604. Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen betreffend den Umrechnungskurs des

ECU im gemeinsamen Versandverfahren

Auf Grund des § 3 Abs. 4 des Versandverfahren-
Durchführungsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 633/1987,
wird kundgemacht:

Der Gegenwert des ECU im Sinne des Artikels 10
Abs. 3 des Übereinkommens über ein gemeinsames
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Versandverfahren, BGBl. Nr. 632/1987, beträgt für
das Kalenderjahr 1992 14,4089 S.

Lacina

605. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung des vorletzten und letzten
Satzes des § 41 Abs. 5 des Heeresdisziplinarge-
setzes 1985 durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 5. Oktober 1991, G 155/91 —10, dem
Bundeskanzler zugestellt am 8. November 1991,
den vorletzten und den letzten Satz des § 41 Abs. 5
des Heeresdisziplinargesetzes 1985, BGBl. Nr. 294,
als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. März
1992 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky

606. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung des § 14 Abs. 1 zweiter Satz des
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs: 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 9. Oktober 1991, G 43/91— 9, dem
Bundeskanzler zugestellt am 6. November 1991,
den zweiten Satz in § 14 Abs. 1 des Wohnungsge-
meinnützigkeitsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1979, in
der Fassung des § 55 Z 2 des Mietrechtsgesetzes,
BGBl. Nr. 520/1981, als verfassungswidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. Sep-
tember 1992 in Kraft.

(3) Frühere Vorschriften treten nicht wieder in
Kraft.

Vranitzky


